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Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung über das
Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Lahn-Ohm“

Vom 21. Januar 2005

Aufgrund des § 16 Abs. 2 und des § 17 Abs. 1 des Hessischen Na-
turschutzgesetzes in der Fassung vom 16. April 1996 (GVBl. I
S. 145), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 2004
(GVBl. I S. 520), wird, nachdem den nach § 29 Abs. 2 des Bundes-
naturschutzgesetzes in der bis zum 3. April 2002 geltenden Fas-
sung anerkannten Naturschutzverbänden sowie den nach § 35 des
Hessischen Naturschutzgesetzes zu beteiligenden Verbänden Ge-
legenheit zur Äußerung gegeben wurde, im Benehmen mit der obe-
ren Behörde der Landesplanung verordnet:

Artikel 1

(1) Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Auenver-
bund Lahn-Ohm“ vom 19. April 1993 (GVBl. I S. 156), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 2. November 2000 (StAnz. S. 3751),
wird für die in der Karte im Maßstab 1 : 10 000 mit Kreuzschraf-
fur kenntlich gemachte Fläche aufgehoben (Anlage 1). Auf die Flä-
che wird mit einem schwarzen Pfeil hingewiesen. Die Karte ist Be-
standteil dieser Verordnung. Sie wird vom Regierungspräsidium
Gießen, obere Naturschutzbehörde, Eichgärtenallee 1, 35394 Gie-
ßen, archivmäßig verwahrt. Abschriften dieser Karte befinden sich
bei
dem Regierungspräsidium Kassel,
obere Naturschutzbehörde,
Steinweg 6,
34117 Kassel;
dem Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf,
untere Naturschutzbehörde,
Im Lichtenholz 60,
35043 Marburg;
dem Kreisausschuss des Landkreises Waldeck-Frankenberg,
untere Naturschutzbehörde,
Südring 2,
34497 Korbach;
dem Kreisausschuss des Vogelsbergkreises,
untere Naturschutzbehörde,
Goldhelg 42,
36341 Lauterbach (Hessen);
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und dem Magistrat der Stadt Marburg,
untere Naturschutzbehörde,
Ockershäuser Allee 15,
35037 Marburg.
Die Karte kann dort während der Dienststunden von jeder Person
eingesehen werden.
(2) Die örtliche Lage des aus dem Landschaftsschutz entlassenen
Bereiches ergibt sich aus der als Anlage 2 zu dieser Verordnung
veröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 1 : 50 000, auf der das
Gebiet durch einen Kreis gekennzeichnet ist.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Gießen, 21. Januar 2005

Regierungspräsidium Gießen
gez. S c h m i e d
Regierungspräsident

StAnz. 8/2005 S. 812

Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung über das
Landschaftsschutzgebiet „Hessischer Westerwald“

Vom 21. Januar 2005

Aufgrund des § 16 Abs. 2 und des § 17 Abs. 1 des Hessischen Na-
turschutzgesetzes in der Fassung vom 16. April 1996 (GVBl. I
S. 145), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 2004
(GVBl. I S. 520), wird, nachdem den nach § 29 Abs. 2 des Bundes-
naturschutzgesetzes in der bis zum 3. April 2002 geltenden Fas-
sung anerkannten Naturschutzverbänden sowie den nach § 35 des
Hessischen Naturschutzgesetzes zu beteiligenden Verbänden Ge-
legenheit zur Äußerung gegeben wurde, im Benehmen mit der obe-
ren Behörde der Landesplanung verordnet:

Artikel 1

(1) Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Hessischer
Westerwald“ vom 28. Februar 2001 (StAnz. S. 1184), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 26. März 2003 (StAnz. S. 1625), wird
für die in der Karte im Maßstab 1 : 10 000 mit Kreuzschraffur
kenntlich gemachte Fläche aufgehoben (Anlage 1). Auf die Fläche
wird mit einem schwarzen Pfeil hingewiesen. Die Karte ist Be-
standteil dieser Verordnung. Sie wird vom Regierungspräsidium
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Anlage 2, Übersichtskarte als Bestandteil der 2. Verordnung zur
Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet
„Auenverbund Lahn-Ohm“

Auszug aus Top. Karte 1 : 50 000, Blatt L 5118,
des Hessischen Landesvermessungsamtes,
Vervielfältigungsgenehmigung Nr. 03 – 1 – 10

Gemeinde Lahntal, Ortsteil Sterzhausen

Anlage 2, Übersichtskarte als Bestandteil der 2. Verordnung zur
Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet
,,Hessischer Westerwa!d“

Auszug aus Top. Karte 1 : 50 000, Blatt L 5314, 
des Hessischen Landesvermessungsamtes, 
Vervielfältigungsgenehmigung Nr. 03 – 1 – 10

Gemeinde Breitscheid, Ortsteil Rabenscheid
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Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung über das
Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Lahn-Ohm“

Vom 28. Dezember 2005

Aufgrund des § 16 Abs. 2 und des § 17 Abs. 1 des Hessischen Na-
turschutzgesetzes in der Fassung vom 16. April 1996 (GVBl. I
S. 145), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Oktober 2005
(GVBl. I S. 674), wird — nachdem den nach § 29 Abs. 2 des Bundes-
naturschutzgesetzes in der bis zum 3. April 2002 geltenden Fas-
sung anerkannten Naturschutzverbänden und den nach § 35 des
Hessischen Naturschutzgesetzes zu beteiligenden Verbänden Ge-
legenheit zur Äußerung gegeben wurde — verordnet:

Artikel 1

(1) Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Auenver-
bund Lahn-Ohm“ vom 19. April 1993 (GVBl. I S. 156), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 21. Januar 2005 (StAnz. S. 812),
wird für die in der Karte im Maßstab 1 : 10 000 mit Kreuzschraf-
fur kenntlich gemachte Fläche aufgehoben (Anlage 1). Auf die Flä-
che wird mit einem schwarzen Pfeil hingewiesen. Die Karte ist Be-
standteil dieser Verordnung. Sie wird vom Regierungspräsidium
Gießen, obere Naturschutzbehörde, Eichgärtenallee 1, 35394 Gie-
ßen, archivmäßig verwahrt. Abschriften dieser Karte befinden sich
bei
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dem Regierungspräsidium Kassel,
obere Naturschutzbehörde,
Steinweg 6,
34117 Kassel;

dem Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf,
untere Naturschutzbehörde,
Im Lichtenholz 60,
35043 Marburg;

dem Kreisausschuss des Landkreises Waldeck-Frankenberg,
untere Naturschutzbehörde,
Südring 2,
34497 Korbach;

dem Kreisausschuss des Vogelsbergkreises,
untere Naturschutzbehörde,
Goldhelg 42,
36341 Lauterbach (Hessen);

und dem Magistrat der Stadt Marburg,
untere Naturschutzbehörde,
Ockershäuser Allee 15,
35037 Marburg.

Die Karte kann dort während der Dienststunden von jeder Person
eingesehen werden.

(2) Die örtliche Lage des aus dem Landschaftsschutz entlassenen
Bereiches ergibt sich aus der als Anlage 2 zu dieser Verordnung
veröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 1 : 50 000, auf der
das Gebiet durch einen Kreis gekennzeichnet ist.

Anlage 2, Übersichtskarten als Bestandteil der 2. Verordnung zur
Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet
„Vogelsberg“
Auszug aus Top. Karte 1 : 50 000,
Blätter L 5518, 5520 und 5522
des Hessischen Landesvermessungsamtes,
Vervielfältigungsgenehmigung Nr. 03 — 1 — 10

Karte 1 — Stadt Schotten, Ortsteil Burkhards
Karte 2 — Stadt Laubach, Ortsteil Münster
Karte 3 — Stadt Herbstein, Ortsteil Herbstein
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Gießen, 28. Dezember 2005

Regierungspräsidium Gießen
gez. S c h m i e d
Regierungspräsident

StAnz. 4/2006 S. 247

Anlage 2, Übersichtskarte als Bestandteil der 3. Verordnung zur
Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 
„Auenverbund Lahn-Ohm“
Auszug aus Top. Karte 1 : 50 000, Blatt L 5118,
des Hessischen Landesvermessungsamtes,
Vervielfältigungsgenehmigung Nr. 03 – 1 – 10

Gemeinde Lahntal, Ortsteil Sterzhausen

Vierte Verordnung zur Änderung der Verordnung über das
Landschaftsschutzgebiet „Lahn-Dill-Bergland“

Vom 28. Dezember 2005

Aufgrund des § 16 Abs. 2 und des § 17 Abs. 1 des Hessischen Na-
turschutzgesetzes in der Fassung vom 16. April 1996 (GVBl. I
S. 145), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Oktober 2005
(GVBl. I S. 674), wird — nachdem den nach § 29 Abs. 2 des Bundes-
naturschutzgesetzes in der bis zum 3. April 2002 geltenden Fas-
sung anerkannten Naturschutzverbänden und den nach § 35 des
Hessischen Naturschutzgesetzes zu beteiligenden Verbänden Ge-
legenheit zur Äußerung gegeben wurde — verordnet:

Artikel 1

(1) Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Lahn-Dill-
Bergland“ vom 21. August 2000 (StAnz. S. 3323), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 21. Januar 2005 (StAnz. S. 813), wird für
die in den Karten im Maßstab 1 : 10 000 mit Schrägschraffur
kenntlich gemachten Flächen aufgehoben (Anlage 1, Karten 1 
bis 4). Auf die Flächen wird mit einem schwarzen Pfeil hingewie-
sen. Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Sie werden
vom Regierungspräsidium Gießen, obere Naturschutzbehörde,
Eichgärtenallee 1, 35394 Gießen, archivmäßig verwahrt. Abschrif-
ten dieser Karten befinden sich bei

dem Kreisausschuss des Landkreises Gießen,
untere Naturschutzbehörde,
Ostanlage 33—45,
35390 Gießen;
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dem Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf,
untere Naturschutzbehörde,
Im Lichtenholz 60,
35043 Marburg;
dem Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises,
untere Naturschutzbehörde,
Karl-Kellner-Ring 51,
35576 Wetzlar;
dem Magistrat der Stadt Marburg,
untere Naturschutzbehörde,
Universitätsstraße 4,
35037 Marburg
und dem Magistrat der Stadt Wetzlar,
untere Naturschutzbehörde,
Ernst-Leitz-Straße 30,
35578 Wetzlar.
Die Karten können dort während der Dienststunden von jeder Per-
son eingesehen werden.
(2) Die örtliche Lage der aus dem Landschaftsschutz entlassenen
Bereiche ergibt sich aus der als Anlage 2 zu dieser Verordnung ver-
öffentlichten Übersichtskarten im Maßstab 1 : 50 000, auf denen
die Gebiete durch einen Kreis gekennzeichnet sind.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Gießen, 28. Dezember 2005

Regierungspräsidium Gießen
gez. S c h m i e d
Regierungspräsident

StAnz. 4/2006 S. 248
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– die vorhandenen Datenbestände übernommen werden,

– die Benutzer bedarfsgerecht und zeitnah geschult werden und

– alle notwendigen rechtlichen Voraussetzungen vorliegen.

Für eine fortlaufende Beratung und Schulung der Benutzer muss 
Vorsorge getroffen werden. Eine im Umfang angemessene aktuelle 
Anwenderdokumentation ist bereitzustellen.

Bei der Einführung von IT-Maßnahmen sind die Aspekte des orga-
nisationalen Wandels und des Akzeptanzmanagements zu beachten.

Darmstadt, den 21. Dezember 2016

 Hessischer Rechnungshof

StAnz. 4/2017 S. 173

DIE  REGIERUNGSPRÄSIDIEN

DARMSTADT

Vorhaben der HEAG mobilo GmbH für den Neubau der Hal-
testelle „Lincoln Siedlung“ im Verlauf der Heidelberger Stra-
ße auf der Höhe Noackstraße/Quartiersplatz, in Darmstadt;
Öffentliche Bekanntmachung nach § 3a UVPG

Die HEAG mobilo GmbH plant das im Betreff näher bezeichnete 
Vorhaben. Dabei soll im Verlauf der Heidelberger Straße wegen der 
Erschließung der Lincoln Siedlung zwischen den bestehenden Hal-
testellen Marienhöhe und Landskronstraße eine zusätzliche Halte-
stelle zur Umsetzung der in § 8 Abs. 3 PBefG verankerten Zielset-
zung entstehen. Die neue Haltestelle wird barrierefrei ausgebaut 
werden. Darüber hinaus werden zwei Querungsmöglichkeiten über 
die Gleise geschaffen. Die nördliche Querung führt weiter über eine 
Fußgängerschutzanlage an der Heidelberger Straße in das Wohn-
gebiet.

Für das Vorhaben war nach § 3 c Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu prüfen, 
ob eine Verpfl ichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls ergab, dass das Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann 
und somit keine Verpfl ichtung besteht, eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchzuführen. Die Begründung des Prüfergebnisses 
kann beim Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung III, Dezer-
nat III 33.1 eingesehen werden.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Darmstadt, den 10. Januar 2017

Regierungspräsidium Darmstadt
III 33.1 – 66 e 02/01 – H – (146)

StAnz. 4/2017 S. 177
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Vierte Verordnung zur Änderung der Verordnung über das 
Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Lahn-Ohm“

Vom 22. Dezember 2016

Aufgrund des § 22 Abs. 2 und des § 26 des Gesetzes über Natur-
schutz und Landschaftspfl ege (Bundesnaturschutzgesetz) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), in Verbindung mit § 12 des 
Hessischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz 
vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I S. 629), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 17. Dezember 2015 (GVBl. S. 607), wird nach Beteiligung 
der anerkannten Naturschutzvereinigungen im Sinne der §§ 63 
Abs. 2 und 74 Abs. 3 des Bundesnaturschutzgesetzes verordnet:

Artikel 1

(1) Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Auenver-
bund Lahn-Ohm“ vom 19. April 1993 (GVBl. I S. 156), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 28. Dezember 2005 (StAnz. 
2006 S. 247), wird für die in der Karte im Maßstab 1:3.500 mit 
Schrägschraffur kenntlich gemachten Flächen aufgehoben (Anla-
ge 1). Auf die Flächen wird mit einem schwarzen Pfeil hingewiesen. 
Die Karte ist Bestandteil dieser Verordnung. Sie wird vom Regie-
rungspräsidium Gießen, obere Naturschutzbehörde, Georg-Fried-
rich-Händel-Straße 3, 35578 Wetzlar, archivmäßig verwahrt. Ab-
schriften dieser Karte befi nden sich bei

dem Regierungspräsidium Kassel,
obere Naturschutzbehörde,
Steinweg 6,
34117 Kassel;

dem Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf,
untere Naturschutzbehörde,
Im Lichtenholz 60,
35043 Marburg a. d. Lahn;
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dem Kreisausschuss des Landkreises Waldeck-Frankenberg,
untere Naturschutzbehörde,
Auf Lülingskreuz 60
34497 Korbach;

dem Kreisausschuss des Vogelsbergkreises,
untere Naturschutzbehörde,
Goldhelg 42,
36341 Lauterbach (Hessen);

und dem Magistrat der Stadt Marburg,
untere Naturschutzbehörde,
Markt 1
35035 Marburg a. d. Lahn.

Die Karte kann dort während der Dienststunden von jeder Person 
eingesehen werden.

(2) Die örtliche Lage des aus dem Landschaftsschutz entlassenen 
Bereiches ergibt sich aus der als Anlage 2 zu dieser Verordnung ver-
öffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 1 : 50 000, auf der das 
Gebiet durch einen Kreis gekennzeichnet ist.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Gießen, den 22. Dezember 2016

Regierungspräsidium Gießen
gez. Dr. Ullrich
Regierungspräsident

StAnz. 4/2017 S. 177

GIESSEN

Anlage 2, Übersichtskarte als Bestandteil der 4. Verordnung zur Än-
derung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Auen-
verbund Lahn-Ohm“

Kartengrundlage: Topographische Karte 1: 50.000, Blatt 5118 mit 
Genehmigung des Hessischen Landesamtes für Bodenmanagement 
und Geoinformation

Gemeinde Cölbe, Gemarkung Cölbe
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Für dieses Vorhaben war nach § 3c des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Bekanntmachung der Neu-
fassung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 5. Mai 2017 (BGBl. I S. 1074), zu prüfen, ob die mögli-
chen Umweltauswirkungen des Vorhabens auf die Umgebung die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig 
machen.

Die Vorprüfung des Einzelfalls ergab, dass für das Vorhaben keine 
Verpflichtung besteht, eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
zuführen.

Diese Feststellung ist nach § 3a UVPG nicht selbständig anfecht-
bar.

Darmstadt, den 24. Mai 2017

Regierungspräsidium Darmstadt
Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt 
Darmstadt
IV/Da 41.2 - 79i 08–(7) – breu – 22/14

StAnz. 25/2017 S. 609

Einstellung des Planfeststellungsverfahrens B 40/B 519 
Ortsumgehung Flörsheim

Das Planfeststellungsverfahren nach §§ 17 ff. des Bundesfernstra-
ßengesetzes (FStrG) in Verbindung mit §§ 72 ff. des Hessischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG) für das Vorhaben „Neubau 
der Ortsumgehung der Stadtteile Flörsheim, Wicker und Weilbach 
der Stadt Flörsheim am Main im Zuge der B 40 und der B 519“ habe 
ich auf Antrag des Vorhabenträgers Hessen Mobil, Straßen- und 
Verkehrsmanagement Wiesbaden, am 7. Juni 2017 eingestellt. 

Mit der Einstellung ist die seit Auslegung der Planunterlagen be-
stehende Veränderungssperre aufgehoben. Baubeschränkungen an 
der geplanten Straße sind außer Kraft getreten (§ 9 FStrG). Eben-
so ist das Vorkaufsrecht des Vorhabenträgers an den vom Plan betrof-
fenen Flächen (§ 9a FStrG) erloschen.

Darmstadt, 7. Juni 2017

Regierungspräsidium Darmstadt
Dezernat Straßen- und Schienenver-
kehr
III 33.1 – 66 a 04/01 (2) 5/06

StAnz. 25/2017 S. 610

502

Genehmigung der Namensänderung der Stiftung Initiative 
Werte Stipendium in Werte-Stiftung

Nach § 9 des Hessischen Stiftungsgesetzes vom 4. April 1966, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 27. September 2012 (GVB. S. 290), 
habe ich heute die Änderung des Namens der Stiftung Initiative 
Werte Stipendium mit Sitz in Frankfurt am Main in Werte-Stiftung 
genehmigt.

Darmstadt, den 7. Juni 2017

Regierungspräsidium Darmstadt
I 13 – 25d 04/11 – (12) –729 –

StAnz. 25/2017 S. 610
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GIESSEN

Fünfte Verordnung zur Änderung der Verordnung über das 
Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Lahn-Ohm“

Vom 23. Mai 2017

Aufgrund des § 22 Abs. 2 und des § 26 des Gesetzes über Natur-
schutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2258), in Verbindung mit § 12 des Hes-
sischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz vom 
20. Dezember 2010 (GVBl. I S. 629), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 17. Dezember 2015 (GVBl. S. 607), wird nach Beteiligung der 
anerkannten Naturschutzvereinigungen im Sinne der § 63 Abs. 2 
und § 74 Abs. 3 des Bundesnaturschutzgesetzes verordnet:

Artikel 1

(1) Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Auenver-
bund Lahn-Ohm“ vom 19. April 1993 (GVBl. I S. 156), zuletzt ge-
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Anlage 2, Übersichtskarte als Bestandteil der Fünfte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 
„Auenverbund Lahn-Ohm“
Kartengrundlage: Topographische Karte 1: 50.000, Blatt 5118 mit 
Genehmigung des Hessischen Landesamtes für Bodenmanagement 
und Geoinformation

Gemeinde Kirchhain, Gemarkung Stausebach

ändert durch Verordnung vom 22. Dezember 2016 (StAnz. 
2017 S. 177), wird für die in der Karte im Maßstab 1:4.000 mit 
Schrägschraffur kenntlich gemachten Flächen aufgehoben (Anla-
ge 1). Auf die Flächen wird mit einem schwarzen Pfeil hingewiesen. 
Die Karte ist Bestandteil dieser Verordnung. Sie wird vom Regie-
rungspräsidium Gießen, obere Naturschutzbehörde, Georg-Fried-
rich-Händel-Straße 3, 35578 Wetzlar, archivmäßig verwahrt. Ab-
schriften dieser Karte befinden sich bei

dem Regierungspräsidium Kassel,
obere Naturschutzbehörde,
Steinweg 6,
34117 Kassel;
dem Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf,
untere Naturschutzbehörde,
Im Lichtenholz 60,
35043 Marburg a. d. Lahn;

dem Kreisausschuss des Landkreises Waldeck-Frankenberg,
untere Naturschutzbehörde,
Auf Lülingskreuz 60
34497 Korbach;

dem Kreisausschuss des Vogelsbergkreises,
untere Naturschutzbehörde,
Goldhelg 42,
36341 Lauterbach (Hessen);

und dem Magistrat der Stadt Marburg,
untere Naturschutzbehörde,
Markt 1
35035 Marburg a. d. Lahn.

Die Karte kann dort während der Dienststunden von jeder Person 
eingesehen werden.

(2) Die örtliche Lage des aus dem Landschaftsschutz entlassenen 
Bereiches ergibt sich aus der als Anlage 2 zu dieser Verordnung ver-
öffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 1:50 000, auf der das Ge-
biet durch einen Kreis gekennzeichnet ist.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Gießen, den 23. Mai 2017

Regierungspräsidium Gießen
gez. Dr. Ullrich
Regierungspräsident

StAnz. 25/2017 S. 610
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wirkungen erkennbar sind. Die Durchführung einer UVP ist daher 
nicht erforderlich.

Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selb-
ständig anfechtbar.

Darmstadt, den 14. Juli 2022

Regierungspräsidium Darmstadt
RPDA - Dez. IV/Da 43.1-53 u 11/13-
2022/2

StAnz. 31/2022 S. 895

Vorhaben der Gemeinde Höchst im Odenwald;
Ö昀昀entliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

Die Gemeinde Höchst im Odenwald beantragte mit Schreiben vom 
12. November 2020 die wasserrechtliche Erlaubnis Grundwasser, 
aus einem Brunnen (Mümling-Grumbach) in der Gemarkung Müm-
ling-Grumbach, Flur 10, Flurstück 44 in einer Höhe von bis zu 
170.000 m3/a und einem Brunnen (Hummetroth) in der Gemar-
kung Hummetroth, Flur 1, Flurstück 109 in einer Höhe von bis zu 
15.000 m3/a für Trinkwasserzwecke zu entnehmen.

Die beantragte Erlaubnis soll für einen Zeitraum von 15 Jahren er-
teilt werden. Für dieses Vorhaben war nach § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Septem-
ber 2021 (BGBl. I S. 4147) zu prüfen, ob eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) besteht.

Die Prüfung hat ergeben, dass von der beantragten Gewässer-
benutzung keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
zu erwarten sind. Demzufolge besteht keine Verpflichtung, eine 
UVP durchzuführen.

Diese Feststellung ist nach § 5 UVPG nicht selbstständig anfecht-
bar.

Darmstadt, den 18. Juli 2022

Regierungspräsidium Darmstadt
RPDA - Dez. IV/Da 41.1-79 e 04.37/8-
2019/3
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Anerkennung der Helbig Familienstiftung, Sitz Eschborn, 
als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts

Nach § 80 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und § 3 des Hessischen 
Stiftungsgesetzes in der derzeit gültigen Fassung habe ich die 
mit Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung vom 21. Mai 2022 er-
richtete Helbig Familienstiftung mit Sitz in Eschborn mit Stiftungs-
urkunde vom 19. Juli 2022 als rechtsfähig anerkannt.

Darmstadt, den 19. Juli 2022

Regierungspräsidium Darmstadt
I 13 - 25d04.06/21-2022

StAnz. 31/2022 S. 896

601

Mit Eintritt der Bestandskraft ist nach § 4 Satz 3 SchuSG der 
Landrat des Landkreises Bergstraße als Behörde der Landes-
verwaltung nach § 136 Abs. 3 der Hessischen Gemeindeordnung 
(HGO) wieder für Genehmigungen nach § 97a HGO zuständig.

Darmstadt, den 18. Juli 2022

Regierungspräsidium Darmstadt
RPDA - Dez. I 16-33 c 10/13-2018/5
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Richtlinien für das Prüfungsverfahren und die Bewertung 
der Prüfungsleistung bei der Beurteilung der fachlichen Be-
fähigung zum Prüfberechtigten und Prüfsachverständigen 
für Standsicherheit

Die Richtlinien für das Prüfungsverfahren und die Bewertung der 
Prüfungsleistung bei der Beurteilung der fachlichen Befähigung 
zum Prüfberechtigten und Prüfsachverständigen für Standsicher-
heit vom 9. Mai 2022 (StAnz. S. 615) werden außer Kraft gesetzt.

Auf Grundlage des § 11 Abs. 1 der Hessischen Verordnung über 
Prüfberechtigte und Prüfsachverständige nach der Hessischen 
Bauordnung (HPPVO) vom 18. Dezember 2006 (GVBl. I S. 745), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 2. Dezember 2020 (GVBl. 
S. 854, ber. S. 927), werden die Richtlinien für das Prüfungsver-
fahren und die Bewertung der Prüfungsleistung bei der Beurtei-
lung der fachlichen Befähigung zu Prüfberechtigten und Prüfsach-
verständigen für Standsicherheit neu erlassen.

Auf Grundlage des § 11 Abs. 1 HPPVO kann die Bekanntmachung 
der Richtlinien im Staatsanzeiger für das Land Hessen in abge-
kürzter Form erfolgen, wenn die Bekanntmachung des vollständi-
gen Textes von der Anerkennungsbehörde in elektronischer Form 
allgemein zugänglich gemacht werden. Die Richtlinien für das 
Prüfungsverfahren werden in elektronischer Form auf der Home-
page des Regierungspräsidiums Darmstadt http://www.rp-darm-
stadt.hessen.de unter der Rubrik Infrastruktur und Wirtschaft > 
Bauen und Wohnen > Bauaufsicht und Technik > Prüfingenieur-
wesen zum Herunterladen bereitgestellt.

Darmstadt, den 18. Juli 2022

Regierungspräsidium Darmstadt
RPDA - Dez. III 31.2-64 a 06.03/1-2019/3
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Sechste Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
das Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Lahn-Ohm“

Vom 4. Juli 2022

Aufgrund des § 22 Abs. 2 und des § 26 des Gesetzes über Na-
turschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908), in Verbindung mit § 12 des 
Hessischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz 
vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I S. 629), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 7. Mai 2020 (GVBl. S. 318), wird nach Beteiligung der 
anerkannten Naturschutzvereinigungen im Sinne der §§ 63 Abs. 2 
und 74 Abs. 3 des Bundesnaturschutzgesetzes verordnet:

Artikel 1

(1) Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Auen-
verbund Lahn-Ohm“ vom 19. April 1993 (GVBl. I S. 156), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 23. Mai 2017 (StAnz. S. 610), 
wird für die in der Karte im Maßstab 1:3.000 mit Schrägschraf-
fur kenntlich gemachten Flächen aufgehoben (Anlage 1). Auf die 
Flächen wird mit einem schwarzen Pfeil hingewiesen. Die Karte 
ist Bestandteil dieser Verordnung. Sie wird vom Regierungspräsi-
dium Gießen, Obere Naturschutzbehörde, Schanzenfeldstraße 10, 

604 GIESSEN

Zuständigkeitswechsel nach § 4 Satz 2 des Gesetzes zur 
Sicherstellung der dauerhaften 昀椀nanziellen Leistungsfähig-
keit konsolidierungsbedürftiger Kommunen (Schutzschirm-
gesetz – SchuSG) vom 14. Mai 2012 (GVBl. S. 128), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2020 (GVBl. S. 462)

Nach § 4 Satz 2 SchuSG gibt das Regierungspräsidium Darmstadt 
hiermit bekannt, dass die Bestandskraft der Feststellung, nach 
welcher der Ergebnishaushalt der Stadt Hirschhorn (Neckar) in 
den Rechnungsergebnissen der drei aufeinanderfolgenden Jahre 
2017 bis 2019 ausgeglichen war, zum 18. Juli 2022 eingetreten ist.
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35578 Wetzlar, archivmäßig verwahrt. Abschriften dieser Karte 
befinden sich bei

dem Regierungspräsidium Kassel
Obere Naturschutzbehörde
Am Alten Stadtschloss 1
34117 Kassel;

dem Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf
Untere Naturschutzbehörde
Im Lichtenholz 60
35043 Marburg a. d. Lahn;

dem Kreisausschuss des Landkreises Waldeck-Frankenberg
Untere Naturschutzbehörde
Auf Lülingskreuz 60
34497 Korbach;

dem Kreisausschuss des Vogelsbergkreises
Untere Naturschutzbehörde
Goldhelg 42
36341 Lauterbach (Hessen)

und dem Magistrat der Stadt Marburg
Untere Naturschutzbehörde
Software-Center 3
35037 Marburg a. d. Lahn.

Die Karte kann dort während der Dienststunden von jeder Person 
eingesehen werden.

(2) Die örtliche Lage des aus dem Landschaftsschutz entlassenen 
Bereichs ergibt sich aus der als Anlage 2 zu dieser Verordnung 
veröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 1:50 000, auf der das 
Gebiet durch einen Kreis gekennzeichnet ist.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Gießen, den 4. Juli 2022

Regierungspräsidium Gießen
gez. Dr. Ullrich
Regierungspräsident

StAnz. 31/2022 S. 896

Anlage 2, Übersichtskarte als Bestandteil der 6. Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 
„Auenverbund Lahn-Ohm“

Kartengrundlage: Topographische Karte 1 : 50.000, Blätter 5116 
und 5118 mit Genehmigung des Hessischen Landesamtes für Bo-
denmanagement und Geoinformation

Gemeinde Lahntal, Gemarkung Caldern


